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Was die Vollstreckbarkeit von Entscheiden anbetrifft, 

gegen die nur das Rechtsmittel der Beschwerde zur Verfü­

gung steht, besteht in der Zivilprozessordnung eine Lücke, 

indem die obsiegende Partei unmittelbar nach Vorliegen 

des schriftlichen Entscheiddispositivs die Vollstreckung 

verlangen könnte, ohne dass die unterliegende Partei sich 

dagegen wehren kann. 

Der Entscheid des Kantonsgerichts ist zweifellos sachge­

recht, wonach sich die sinngemässe Anwendung von 

Art. 263 ZPO als Lösung anbietet. Danach soll die unterlie­

gende Partei für die Zeit, bis die schriftliche Begründung 

des Entscheids vorliegt, vorsorglich den Aufschub der Voll­

streckbarkeit bis zur Einreichung der Beschwerde beantra­

gen können. 

Ebenso ist es sachgerecht, dass der Antrag auf Aufschub 

der Vollstreckbarkeit bei der Beschwerdeinstanz zu stellen 

ist. Diese ist ohnehin zuständig, wenn der begründete Ent­

scheid vorliegt und im Beschwerdeverfahren ein Antrag 

auf aufschiebende Wirkung für die Dauer des Beschwerde­

verfahrens zu beurteilen ist. 

Thomas Geizer 

Sachliche Unzuständigkeit 
des Handelsgerichts 
bei Mietsachen im 
vereinfachten Verfahren 

^ L 2 . 0 ? Abs. 1 und Art. 243 Abs. 3 ZPO 

Handelsgericht unterbreitet werden. [101] 
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Das Handelsgericht Aargau hatte zu beurteilen, ob es für die 
Anfechtung von Mietzinserhöhungen und damit verbun­
dene Streitigkeiten sachlich zuständig war. Gemäss Art. 270b 
OR kann der Mieter eine Mietzinserhöhung innert 30 Tagen, 
nachdem sie ihm mitgeteilt worden ist, bei der Schlichtungs­
behörde als missbräuchlich im Sinne der Art. 269 und 269a 
OR anfechten. 

Gemäss Art. 200 Abs. 1 ZPO ist die Schlichtungsbe­
hörde bei Streitigkeiten aus Miete und Pacht von Wohn-
und Geschäftsräumen paritätisch zu besetzen. Das Handels­
gericht stellte fest, dass es keine solche paritätisch zusam­
mengesetzte Schlichtungsbehörde ist und folglich für die 

Anfechtung von Mietzinserhöhungen und damit verbun­
dene Streitigkeiten nichl zuständig ist. 

Weiter fährte das Handelsgericht aus, dass bei Streitig­
keiten über Mietzinserhöhungen und damit verbundene 
Streitigkeiten, die sich um den Schutz vor missbräuchlichen 
Miet- und Pachtzinsen drehen, ohne Rücksicht auf den 
Streitwert das vereinfachte Verfahren zu Anwendung ge­
langt (Art. 243 Abs. 2 lit. c ZPO). Aus der Tatsache, dass das 
vereintachte Verfahren vor Handelsgericht keine Anwen­
dung findet (Art. 243 Abs. 3 ZPO), folge somit ebenfalls, 
dass das Handeisgericht nicht zuständig sei. 

Die Zivilprozessordnung sieht vor, dass es bei handelsge­

richtlichen Verfahren keine Schlichtung gibt (Art. 198 lit.f 

ZPO). Dies gilt auch bei Verfahren, in denen eine Schlich­

tung vorgeschrieben ist (wie etwa solchen mietrechtlicher 

Natur). Daraus folgt, dass solche Streitigkeiten nicht in die 

Zuständigkeit der Handelsgerichte fallen können. Insbe­

sondere ist es nicht möglich, entsprechende Begehren bei 

einem Handelsgericht «als Schlichtungsbehörde» anhän­

gig zu machen. 

Im vorliegenden Fall betonte das Handelsgericht, dass 

es keine paritätisch besetzte Schlichtungsbehörde ist. Der 

Hinweis, dass es überhaupt keine Schlichtungsbehörde 

ist, hätte wohl genügt. 

Weiter verweist das Handelsgericht auf Art. 243 ZPO. 

Dieser befasst sich mit dem Geltungsbereich des verein­

fachten Verfahrens. Es ist zumindest nicht offensichtlich, 

dass diese Bestimmung die sachliche Zuständigkeit der 

Handelsgerichte (und der einzigen kantonalen Instanzen) 

für die in Art. 243 Abs. 2 ZPO genannten Streitigkeiten aus-

schliessen soll. Dies wird jedoch auch in der Lehre so ver­

treten und führt wohl in der Regel zum korrekten Ergebnis. 

Aus dem Gesagten folgt, dass die Handelsgerichte für 

Streitigkeiten, welche entweder zwingend einer Schlich­

tungsbehörde zu unterbreiten sind oder für die zwingend 

das vereinfachte Verfahren gilt, sachlich nicht zuständig 

sind. 

Christian Oetiker 
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